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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur Verlängerung der Verwaltungshilfe 


A. Zielsetzung 

Schwerpunkt des Gesetzentwurfs ist die Verlängerung der Verwal- 
tungshilfe durch die alten Länder bei immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungs- und abfallrechtlichen Zulassungsverfahren in den 
neuen Ländern. Die Regelungen der Verwaltungshilfe im Bundes- 
Immissionsschutzgesetz und im Abfallgesetz treten am 30. Juni 
1992 außer Kraft. Durch das Gesetz soll die Geltungsdauer bis zum 
30. Juni 1994 verlängert werden. 

Außerdem soll das Gesetz die gewachsene Erfahrung und Verant- 
wortung der neuen Länder berücksichtigen und diesen die Mög- 
lichkeit eröffnen, auf die Beteiligung einer Behörde in den alten 
Ländern bei solchen Anlagentypen zu verzichten, für die ausrei- 
chende Erfahrungen zur Beurteilung der Anlagen vorliegen. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf legt in § 74 Bundes-Immissionsschutzgesetz 
und in § 32 Abfallgesetz fest, daß die Regelung der Verwaltungs- 
hilfe in § 10a Bundes-Immissionsschutzgesetz und § 8a Abfallge- 
setz am 30. Juni 1994 außer Kraft tritt und somit um zwei Jahre 
verlängert wird. 

Die Eigenverantwortung der Genehmigungsbehörden in den 
neuen Ländern wird gestärkt, indem die nach § 10a Abs. 1 
Bundes-Immissionsschutzgesetz und § 8a Abs. 1 Abfallgesetz bis- 
her zwingende Inanspruchnahme der Verwaltungshilfe bei Anla- 
gen, die im förmlichen Verfahren zuzulassen sind, in das durch eine 
Sollbestimmung eingeschränkte Ermessen der zuständigen Be- 
hörde gestellt wird. 
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C. Alternativen 

Eine Alternative bestünde darin, die bisher zwingende Beteiligung 
der Behörden in den alten Bundesländern beizubehalten und 
lediglich die Geltungsdauer der Regelungen bis zum 30. Juni 1994 
zu verlängern. 


D. Kosten 

Dem Bund werden durch die Ausführung des Gesetzes keine 
Kosten entstehen, da die Kosten der Verwaltungshilfe von den 
Ländern getragen werden. Für die 1990 angelaufene Verwaltungs- 
hilfe entstanden den alten Ländern in den größeren Flächenstaaten 
1991 nach den von diesen gemachten Angaben Personal- und 
Sachkosten zwischen 260 000 DM und 3,8 Mio. DM. Die Auswir- 
kungen der Verwaltungshilfe für die Haushalte der alten Länder 
hängen maßgeblich davon ab, für welche Gebiete ein Land nach 
der zwischen den Ländern geschlossenen Verwaltungsvereinba- 
rung die Verwaltungshilfe übernommen hat und in welchem 
Umfang die entstehenden Kosten von den Behörden in den alten 
Ländern durch eine Erhebung von Gebühren für ihre Stellung- 
nahme ausgeglichen werden. 

Die Länder gehen davon aus, daß insbesondere für komplexe 
technische Großanlagen wie Kraftwerke wegen der längeren 
Vorlaufzeiten die Anträge erst in den kommenden Jahren gestellt 
werden und mit der erhöhten Inanspruchnahme der Verwaltungs- 
hilfe auch höhere Kosten entstehen. Die größeren Flächenstaaten 
der alten Länder rechnen für 1992 mit Kosten zwischen 310 000 DM 
und 4,6 Mio. DM und für 1993 mit ähnlichen Zahlen. Dabei muß 
berücksichtigt werden, daß die Verwaltungshilfe der Länder im 
Rahmen der Genehmigungsverfahren nur ein Element einer ins- 
gesamt viel umfassenderen Verwaltungshilfe darstellt. 

Den neuen Ländern entstehen bei der Durchführung der Verwal- 
tungshilfe keine Kosten. 

Die von den Antragstellern zu tragenden Gebühren für die 
Verwaltungshilfe sind gemessen an deren Gesamtkosten so gering, 
daß hiervon Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf 
das Verbraucherpreisniveau nicht zu erwarten sind. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 9. Juni 1992 

021 (321) — 235 00 — Um 31/92 


An den Präsidenten 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Verlängerung der Verwaltungshilfe mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit. 

Der Bundesrat, dem der Gesetzentwurf am 15. Mai 1992 als besonders eilbedürftig 
zugeleitet worden war, hat in seiner 643. Sitzung am 5. Juni 1992 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine Einwen- 
dungen zu erheben. 


Kohl 



Drucksache 12/2779 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Entwurf eines Gesetzes zur Verlängerung der Verwaltungshilfe 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra- 
tes das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

Das Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Mai 1990 (BGBl. I 
S. 880), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 10. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2634), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 10 a Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach den Wörtern „zur Durchführung des Bun- 
des-Immissionsschutzgesetzes bedürfen," wird 
das Wort „hat" durch das Wort „soll" ersetzt. 

b) Nach den Wörtern „ dem Antragsteller " wird das 
Wort „aufzugeben" durch das Wort „auf geben" 
ersetzt. 

2, In §74 wird die Jahreszahl „1992" durch die 
Jahreszahl „1994" ersetzt. 

Artikel 2 

Änderung des Abfallgesetzes 

Das Abfallgesetz vom 27. August 1986 (BGBl. I 
S. 1410, 1501), zuletzt geändert durch Anlage I Kapi- 
tel XII Sachgebiet D Abschnitt II des Einigungs Vertra- 
ges vom 31. August 1990 in Verbindung mit Artikel 1 
des Gesetzes vom 23. September 1990 (BGBl. 1990 II 
S. 885, 1117), wird wie folgt geändert: 


1. § 8a Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach den Wörtern „des Einigungsvertrages 
genannten Gebiet" wird das Wort „hat" durch 
das Wort „soll" ersetzt. 

b) Nach den Wörtern „ dem Antragsteller " wird das 
Wort „aufzugeben" durch das Wort „aufgeben" 
ersetzt. 

2. § 8a Abs. 5 wird aufgehoben. 

3. Nach § 8a wird folgender § 8b eingefügt: 

»§8b 

Einwendungen im Rahmen 
des Zulassungsverfahrens 

In dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages 
genannten Gebiet können Einwendungen im Rah- 
men des Zulassungsverfahrens nach § 7 nur schrift- 
lich erhoben werden. Die Zustellung des Zulas- 
sungsbescheides nach § 7 Abs. 1 erfolgt durch 
öffenthche Bekanntmachung. " 

4. In §32 wird die Jahreszahl „1992" durch die 
Jahreszahl „1994" ersetzt. 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 
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Begründung 


1. Allgemeines 

Mit dem Umweltrahmengesetz der DDR wurde die 
Verwaltungshilfe für das Gebiet der neuen Länder zur 
Durchführung von Genehmigungsverfahren nach 
dem Bundes-Immissionsschutzgesetz und zur Zulas- 
sung von Anlagen nach dem Abfallgesetz geregelt. 
Der Einigungsvertrag in Verbindung mit dem Eini- 
gungsvertragsgesetz fügte die Verwaltungshilfe in 
das Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) und 
das Abfallgesetz (AbfG) ein. Diese Regelungen treten 
am 30. Juni 1992 außer Kraft. 

Die von den alten Ländern geleistete Verwaltungs- 
hilfe hat sich bewährt. Soweit es um die fachliche 
Prüfung von Genehmigungsanträgen durch die mit 
der Verwaltungshilfe befaßten Behörden geht, konn- 
ten Verzögerungen bisher weitgehend vermieden 
werden. Die Verwaltungshilfe stellt eine wichtige 
Voraussetzung dar, damit Investitionen zum Aufbau 
der neuen Länder und zur Entlastung der Umwelt 
zügig genehmigt und durchgeführt werden können. 

Auch über den 30. Juni 1992 hinaus bleibt die von den 
alten Ländern geleistete Verwaltungshilfe notwendig. 
Der Vollzug der Umweltgesetze mit den dazugehö- 
renden zahlreichen Durchführungsverordnungen, 
Verwaltungsvorschriften und technischen Regelwer- 
ken erfordert Fachkenntnisse und Erfahrungen, die 
noch nicht in ausreichendem Umfang in den Geneh- 
migungsbehörden der neuen Länder vorhanden sind. 
Nachdem das Umweltrecht der Bundesrepublik 
Deutschland erst mit dem Umweltrahmengesetz 1990 
übernommen wurde, fehlen in der noch im Aufbau 
begriffenen Umweltverwaltung der neuen Länder 
nach wie vor qualifizierte und erfahrene Mitarbeiter 
zur Durchführung der Genehmigungsverfahren. 

In naher Zukunft werden wegen der längeren Vor- 
laufzeiten komplexe Genehmigungsanträge zur Sa- 
nierung und Nachrüstung umfangreicher Produk- 
tionsanlagen, wie z. B. Chemiewerke und Groß- 
feuerungsanlagen, in steigendem Umfang erwartet, 
weshalb die Bedeutung der Verwaltungshilfe noch 
zunehmen wird. Dies ergibt sich auch aufgrund der 
Sanierungsfristen der TA Luft und der Großfeue- 
rungsanlagen- V er Ordnung . 

Das Gesetz enthält zur Verwaltungshilfe zwei Rege- 
lungen; Einmal wird die nach § 10 a i. V. m. § 74 
BImSchG und § 8 a i. V. m. § 32 AbfG am 30. Juni 1992 
außer Kraft tretende Verwaltungshilfe bis zum 
30. Juni 1994 verlängert und zum anderen wird die 
Inanspruchnahme der Verwaltungshilfe für die im 
förmlichen Verfahren zuzulassenden Anlagen in das 
durch eine Sollbestimmung eingeschränkte Ermessen 
der Zulassungsbehörden der neuen Länder gestellt. In 
dieser Regelung findet die wachsende Verantwortung 
der neuen Länder ihren Ausdruck. 


Die von den Antragstellern zu tragenden Gebühren 
für die Verwaltungshilfe sind gemessen an deren 
Gesamtkosten so gering, daß hiervon Auswirkungen 
auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbrau- 
cherpreisniveau, nicht zu erwarten sind. 


IL Zu den einzelnen Vorschriften 


Zu Artikel 1 


Zu Nummer 1 

Die Änderung von § 10 a Abs. 1 Satz 1 BImSchG 
wandelt die bisher zwingende Regelung um und stellt 
bei den im förmlichen Verfahren zu genehmigenden 
Anlagen die Inanspruchnahme der Verwaltungshilfe 
in das durch eine Sollbestimmung eingeschränkte 
Ermessen der zuständigen Genehmigungsbehörde. 
Dies bedeutet, daß im Regelfall zum Genehmigungs- 
antrag die Stellungnahme der benannten Behörde 
eines alten Landes einzuholen ist. Es wird davon 
abgesehen, die Inanspruchnahme der Verwaltungs- 
hilfe in das freie Ermessen der zuständigen Genehmi- 
gungsbehörde zu stellen. Nach den in verschiedenen 
Ländern gemachten Erfahrungen könnte dies den 
Druck auf die Genehmigungsbehörden verstärken, im 
Hinblick auf die wirtschaftliche Situation in den neuen 
Ländern Abstriche am gesetzlich geforderten Um- 
weltschutz für Neuanlagen vorzunehmen. Insbeson- 
dere in kritischen Fällen stärkt die Stellungnahme der 
Behörde eines alten Landes die Position der Geneh- 
migungsbehörde bei der Durchsetzung des Standes 
der Technik für Neuanlagen. 

Allerdings rechtfertigt die wachsende Erfahrung der 
Genehmigungsbehörden in den neuen Ländern die 
Umwandlung der bisher zwingenden Regelung in 
§ 10 a Abs. 1 BImSchG in eine eingeschränkte Ermes- 
sensvorschrift. Soweit bei der Genehmigungsbehörde 
ausreichend Erfahrungen mit der Genehmigung be- 
stimmter Anlagetypen gemacht wurden, kann auf die 
Stellungnahme der Partnerbehörde in den alten Län- 
dern verzichtet werden. 


Zu Nummer 2 

In § 74 BImSchG wird die Jahreszahl „ 1992" durch die 
Jahreszahl „1994" ersetzt; damit wird die Verwal- 
tungshilfe nach § 10 a BImSchG um zwei Jahre ver- 
längert und tritt am 30. Juni 1994 außer Kraft. 
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Zu Artikel 2 

Zu Nummer 1 

Entsprechend der Parallelregelung in § 10a Abs. 1 
BImSchG stellt auch die Änderung von § 8a Abs. 1 
AbfG die Inanspruchnahme der Verwaltungshilfe für 
die der Planfeststellung nach § 7 Abs. 1 AbfG bedür- 
fenden Anlagen in das durch eine Sollbestimmung 
eingeschränkte Ermessen der zuständigen Behörde. 

Damit wird auch im abfallrechtlichen Planfeststel- 
lungsverfahren die Einholung einer Stellungnahme 
der benannten Behörde eines alten Landes zum 
Regelfall, um eine effektive Umweltvorsorge zu 
gewährleisten und den Stand der Technik bei der 
Errichtung von Neuanlagen einheitlich durchzuset- 
zen. 

Insoweit wird auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 1 
(Neufassung des § 10 a Abs. 1 Satz 1 BImSchG) ver- 
wiesen. Die dort angeführten Gründe für die Ein- 
schränkung des Ermessens der Genehmigungsbe- 
hörde gelten entsprechend. 

Darüber hinaus ist für den Bereich der Abfallwirt- 
schaft zu berücksichtigen, daß die erforderlichen 
Planfeststellungsanträge für die Errichtung von Neu- 
anlagen überwiegend noch in der Vorbereitung sind. 
Erst in Einzelfällen ist die Antragstellung erfolgt. Die 
Zulassung bedeutender und damit planfeststellungs- 
bedürftiger Abfallentsorgungsanlagen bedarf schon 
im Hinblick auf die erforderliche Abwägung von 


Standortalternativen sowie die Erarbeitung der kom- 
plexen Planfeststellungsanträge durchweg längerer 
Vorlaufzeiten. 


Zu Nummern 2 und 3 

Die Regelungen dienen der Rechtsklarheit. Der Rege- 
lungsinhalt des neuen § 8 b AbfG entspricht dem des 
bisherigen § 8a Abs. 5 AbfG. Soweit die Verwaltungs- 
hilfe nach § 8 a Abs. 1 bis 4 AbfG zu dem in § 32 AbfG 
genannten Zeitpunkt endet und diese Regelungen 
damit außer Kraft treten, wird klargestellt, daß die 
bisher in § 8 a Abs. 5 AbfG enthaltene Regelung auch 
dann nur in den neuen Ländern weiter gilt. Da das 
Abfallgesetz keine Verfahrensvorschriften enthält, 
bedarf es insoweit eines eigenen § 8 b. 


Zu Nummer 4 

In § 32 AbfG wird die Jahreszahl „1992“ durch die 
Jahreszahl „1994“ ersetzt; entsprechend der Parallel- 
regelung in § 74 Satz 3 BImSchG wird die Verwal- 
tungshilfe nach § 8a AbfG so um zwei Jahre verlän- 
gert und am 30. Juni 1994 außer Kraft treten. 


Zu Artikel 3 

Regelung des Inkrafttretens. 
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